
Ö sterreich wird von ei-
nem Spionageskandal 
erschüttert. Zwei hoch-
rangige Geheimdienst-

ler sollen als Doppelagenten für 
Russland tätig gewesen sein, sie 
haben offenkundig sensible Infor-
mationen weitergeleitet und Han-
dys von Top-Beamten nach Mos-
kau gebracht. Es werden weitere 
Enthüllungen erwartet.

Um was geht es? Nach einem Hin-
weis des britischen Inlandsge-
heimdienstes wird der hohe Ver-
fassungsschutzbeamte Egisto Ott 
kurz vor Ostern in Österreich ver-
haftet. Er soll mit bulgarischen 
Agenten zusammengearbeitet ha-
ben, die wiederum vom Kreml 
entsandt wurden. Unter Verdacht 
steht auch Otts einstiger Vorge-
setzter beim Bundesamt für Ver-
fassungsschutz und Terrorismus-
bekämpfung, Martin Weiss, der 
2021 nach Dubai fliehen konnte. 
Auf ihn haben österreichische Er-
mittler keinen Zugriff.

Was sollen die beiden Doppelagen-
ten gemacht haben? Ihnen wird 
vorgeworfen, die Mobil telefone 
von Spitzenbeamten aus dem In-
nenministerium, dem Asyl-Bun-
desamt und der Bundespolizei an 
den Kreml geliefert zu haben. Die 
Handys waren bei einem Ausflug 
ins Wasser gefallen und galten als 
zerstört. Außerdem sollen Daten 
von Journalisten, in Österreich le-
benden Gegnern des russischen 
Regimes sowie linken Aktivisten 
weitergeleitet worden sein.

Mit welchen Folgen? Ziemlich ge-
fährlich wurde es offenkundig für 
den bulgarischen Investigativ-
journalisten Christo Grosew, 
nach dem Russland fahndet. Er 
erhielt einen Hinweis und verließ 
Wien im Frühjahr 2023 Hals über 
Kopf. Linke österreichische Akti-
visten erhielten Drohungen.

Um was geht es Russland und Wla-
dimir Putin? Neben dem Beschaf-
fen von Informationen ist das Ziel 
die „Destabilisierung der Gesell-
schaft“. Das sagt Paul Schliefstei-
ner, Direktor des Forschungszen-
trums für Sicherheit ACIPSS, die-
ser Zeitung. Putin wolle in west-
lichen Gesellschaften eine 

„Polarisierung“ vorantreiben. Es 
geht also um eine Spaltung zwi-
schen äußerst rechten pro-
russischen Kräften wie etwa der 
Freiheitlichen Partei Österreichs 
(FPÖ) oder auch der AfD und den 
Parteien, die sich für die parla-
mentarische Demokratie und eine 
liberale Gesellschaft einsetzen. 
Im Zuge des russischen Krieges 
gegen die Ukraine nimmt diese 
Spaltung ebenso zu wie die Ver-
suche, die Demokratie zu delegi-
timieren.

Welche Rolle spielt der flüchtige Ex-
Wirecard-Manager Jan Marsalek? 
Das ist derzeit sicherlich die 
spannendste Frage, die aber nicht 
mit letzter Gewissheit beantwor-
tet werden kann. Paul Schliefstei-
ner bezeichnet Marsalek als 
„Spinne im Netz“. Lange war ver-
mutet worden, dass er ein russi-
scher Agent ist. Direkt nach dem 
Wirecard-Zusammenbruch im 
Juni 2020 hatte sich der heute 
44-Jährige wohl über Geheim-

dienstkontakte in die Nähe von 
Moskau abgesetzt. Laut Berichten 
geht der britische Geheimdienst 
davon aus, dass Marsalek der Auf-
traggeber für die österreichischen 
Spione war. Österreich und auch 
Deutschland haben ein großes In-
teresse am Aufgreifen Marsaleks, 
in München läuft schon seit 17 
Monaten der Strafprozess gegen 
die anderen Wirecard-Spitzenma-
nager. Dass Marsalek auch auf die 
Anklage bank kommt, gilt als aus-
geschlossen, solange Russland 
ihn deckt.

Wie blicken die Österreicher auf die 
Affäre? Schliefsteiner meint, dass 
einerseits viele Bürger den My-
thos von Wien als Stadt der ver-
schiedensten Geheimdienstler, 
von denen angeblich bald an je-
der Ecke einer steht, durchaus 
mögen und pflegen. Andererseits 
attestiert er seinem Land: „Wir 
haben keine Sicherheitskultur.“ 
Die Bürger würden damit nichts 
anfangen, Themen wie Verfas-
sungsschutz oder Spionage wür-
den sie mit einer gewissen „Wurs-
tigkeit“ begegnen.

Welche Folgen hat das für die Poli-
tik? Die Lage in Österreich ist 
derzeit ungemein angespannt. Im 
Herbst stehen Parlamentswahlen 
an, die FPÖ ist laut aktuellen Um-
fragen mit 30 Prozent gegenwär-
tig die stärkste Partei. FPÖ-Chef 
Herbert Kickl war zu seiner Zeit 
als Innenminister für den Verfas-
sungsschutz zuständig. Davor war 
dieser Bereich aber lange Jahre in 
der Hand der konservativen ÖVP 
und der SPÖ. 

FPÖ und ÖVP sowie die Grü-
nen schieben sich nun gegensei-
tig lautstark die Verantwortung 
für den Skandal zu. Die FPÖ ar-
beite in Wirklichkeit für Russ-
land, so die Grünen.

Was ist noch zu erwarten? Weitere 
Enthüllungen. Schliefsteiner sagt: 
„Egisto Ott und Martin Weiss 
können das ja nicht alles allein ge-
macht haben.“ Am Dienstag wur-
de in Österreich bereits ein wei-
terer Verfassungsschutzmann 
suspendiert.

Stadt der Spione
Österreich Das Land wird von einem atem beraubenden Agententhriller erschüttert. Zwei hochrangige Mitarbeiter 
des Verfassungsschutzes sollen für Russland gearbeitet haben. Von Patrick Guyton

Der Frühling in Wien wird derzeit von einer atemberaubenden Spionage-Geschichte getrübt. Foto: Joe Klamar/afp

Palästina 
UN-Gremium prüft 
Aufnahmeantrag
New York. Der UN-Sicherheitsrat 
hat den Antrag auf eine Vollmit-
gliedschaft für einen Staat Paläs-
tina bei den Vereinten Nationen 
an ein zuständiges Gremium zur 
Prüfung verwiesen. Das Komitee 
soll sich demnach umgehend mit 
dem Antrag befassen. Der eher 
formale Schritt der erneuten Prü-
fung des Antrags aus dem Jahr 
2011 gilt für die Palästinenser zu-
mindest als Etappensieg. Es gilt 
jedoch als eher unwahrscheinlich, 
dass die USA dem Antrag letzt-
lich zustimmen würden. dpa

Globaler Süden 
Schuldendienst 
auf Rekordhoch
Berlin. Länder des Globalen Sü-
dens wenden so viel Geld für die 
Begleichung ihrer Schulden und 
Zinsen auf wie noch nie. Mehr als 
eine Milliarde US-Dollar pro Tag 
zahlen sie an ausländische Gläu-
biger, wie aus dem Schuldenre-
port des katholischen Entwick-
lungshilfswerks Misereor und des 
Entschuldungsbündnisses erlass-
jahr.de hervorgeht. 130 von 152 un-
tersuchten Ländern weltweit sei-
en zumindest leicht kritisch ver-
schuldet, 24 von ihnen sogar sehr 
kritisch. kna

Bahrain
König begnadigt
1584 Inhaftierte
Manama. Der König von Bahrain 
hat 1584 Menschen begnadigt, die 
unter anderem wegen „Auf-
stands“ im Gefängnis saßen. Die 
Begnadigungen beträfen „Perso-
nen, die wegen Aufstands und kri-
mineller Handlungen verurteilt 
wurden“, berichtete die staatliche 
Nachrichtenagentur BNA. Sajed 
Alwadaei vom Bahrain Institute 
for Rights and Democracy erklär-
te, der Ausdruck „Aufstand“ be-
ziehe sich „auf diejenigen, die po-
litischen Wandel gefordert“ hät-
ten.  afp

Der dritte Mann

Der Ruf Wiens als 
Stadt der Spione ist 
auch durch den briti-
schen Thriller „Der dritte 
Mann“ von 1949 begrün-
det. In der Trümmer-
stadt nach dem Zweiten 
Weltkrieg agieren in 

dem Film kriminelle 
Banden und Spione der 
Besatzungs mächte in 
düsterer Atmosphäre 
und in schwarz-weiß. 
Bekannt ist der Streifen 
unter anderem wegen 
seiner teils dramati-

schen Zither-Musik, der 
herausragenden Dar-
stellung des Gangsters 
Harry Lime durch Orson 
Welles sowie der Verfol-
gungsjagd in der unter 
Wien verlaufenden Ka-
nalisation.

Caracas. Im Streit um die erdöl-
reiche Region Essequibo in Gu-
yana hat Venezuela Dokumente 
beim Internationalen Gerichtshof 
eingereicht, um seine Ansprüche 
auf das Gebiet zu bekräftigen. Ve-
nezuela reklamiert Essequibo seit 
mehr als einem Jahrhundert für 
sich. Die Begehrlichkeiten nah-
men zu, nachdem der Ölkonzern 
Exxon Mobil 2015 in dem Gebiet 
Ölvorkommen entdeckt hatte. 
Guyana argumentiert, dass die 
aus der britischen Kolonialzeit 
stammende Grenze 1899 von ei-
nem Schiedsgericht bestätigt 
wurde. Venezuela nennt diese 
Entscheidung nun „Betrug“. afp Propaganda in Caracas: Venezuela mit dem Gebiet Essequibo.
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Venezuela bekräftigt Gebietsanspruch

Suche nach 
weiteren 
Milliarden

Berlin. Zwei Dinge stehen mit 
Blick auf künftige Verteidigungs-
haushalte fest: Die Bundeswehr 
wird bald sehr viel neues Geld 
brauchen. Und: Ein weiteres Son-
dervermögen wird es dafür nicht 
geben. Bleibt also die Frage: Wo-
her sollen die vielen Milliarden 
kommen? Verteidigungsminister 
Boris Pistorius (SPD) hat nun 
erstmals konkreter erläutert, wie 
er sich eine Lösung vorstellt. „Es 
wird nicht alleine durch Um-
schichtung gehen“, sagte er im 
ZDF. „Im Zweifel wird man auch 
über zusätzliche Schulden reden 
müssen in dieser Koalition oder 
in der nächsten.“ Er schlug vor, 
für Ausgaben zu Gunsten der Si-
cherheit „im weitesten Sinne“ 
eine Ausnahme von der Schul-
denbremse zu schaffen.

Eine solche Änderung müsste 
mit Zweidrittelmehrheit be-
schlossen werden. Bislang sieht 
es aber nicht so aus, als würden 
der Koalitionspartner FDP oder 
gar die oppositionelle Union mit-
ziehen. Allerdings zerbrechen 
sich auch in CDU und CSU die 
Sicherheitspolitiker bereits seit 
einiger Zeit ebenfalls den Kopf 
darüber, wie die Ausgaben für die 
Verteidigung finanziert werden 
sollen. Schließlich rechnen viele 
in der Union fest damit, nach der 
Bundestagswahl im nächsten Jahr 
wieder die Regierung anzuführen. 
Die Aufgabe, ab 2027 für jährlich 
rund 25 Milliarden Euro zusätz-
lich für die Bundeswehr zu sor-
gen, wäre dann ihre Aufgabe.

Nicht zuletzt vor diesem Hin-
tergrund hatte der Außen- und Si-
cherheitspolitiker Roderich Kie-
sewetter (CDU) bereits vor Mo-
naten in dieser Zeitung einen 
ähnlichen Vorschlag wie Pistori-
us gemacht: Er plädierte dafür, 
„alle Ausgaben mit Bezug auf den 
Streitkräfte-Paragrafen 87a 
Grundgesetz für eine gewisse Zeit 
von der Schulden bremse auszu-
nehmen“.

Mehrheitsfähig ist Kiesewetter 
damit in den eigenen Reihen bis-
lang nicht. Der Fraktionsge-
schäftsführer der Union im Bun-
destag, Thorsten Frei, lehnte Plä-
ne für eine Veränderung bei der 
Schuldenbremse am Dienstag ab. 
Die Politik stehe vielmehr in der 
Pflicht, „Prioritäten zu setzen“. 
Wie das konkret ab 2027 ausse-
hen soll, konnte aber auch Frei 
nicht beantworten: „Da habe ich 
noch kein Konzept.“

 Ellen Hasenkamp

Verteidigung Bis 2027 
wird das Sondervermögen 
Bundeswehr reichen. Und 
dann? Boris Pistorius will 
Schulden machen.

Die Aufrüstung bis zur Kriegs-
tauglichkeit wird teuer.
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Karlsruhe. Künftig könnte es Fa-
milien mit drei rechtlichen El-
ternteilen geben. Hierfür hat jetzt 
das Bundesverfassungsgericht die 
Möglichkeit eröffnet. Der Bun-
destag kann aber frei entscheiden, 
ob er hiervon Gebrauch machen 
will. Solange der Bundestag am 
strikten Zwei-Eltern-Modell fest-
hält, muss er aber einem leibli-
chen Vater, der nicht rechtlicher 
Vater ist, eine faire Chance geben, 
die Vaterschaft des rechtlichen 
Vaters anzufechten. Das aktuelle 
Familienrecht ist von dieser Vor-
gabe weit entfernt und daher ver-
fassungswidrig. Der Bundestag 

muss es bis Ende Juni 2025 nach-
bessern.

Konkret ging es um einen Fall 
aus Sachsen-Anhalt. Eine Frau hat 
mit ihrem Freund ein geplantes 
Kind gezeugt. Im April 2020 kam 
der Junge zur Welt. Doch schon 
im Juni trennte sich die Mutter 
von dem Mann. Dieser wollte 
zwar die Vaterschaft anerkennen, 
doch die Mutter wies ihn zurück. 
Sie hatte schon einen neuen 
Freund, der alsbald bei ihr einzog 
und nun seinerseits die Vater-
schaft des Säuglings anerkannte. 
Er ist jetzt der rechtliche Vater 
des Kindes.

Doch der leibliche Vater 
kämpfte um seinen Status und 
focht die Vaterschaft des neuen 
Partners der Mutter an. Er woll-
te selbst den Status des rechtli-
chen Vaters haben, auch als Vo-
raussetzung für ein gemeinsames 
Sorgerecht mit der Mutter. Ein 
Abstammungsgutachten belegte 
zwar, dass er eindeutig biologi-
scher Vater ist. Dennoch lehnte 
das Oberlandesgericht Naumburg 
die Anfechtung ab. Laut Gesetz 
kann ein leiblicher Vater die Va-
terschaft des rechtlichen Vaters 
nicht anfechten, wenn jener eine 
sozial-familiäre Beziehung zum 

Kind hat. Die soziale Familie soll 
so vor Störungen von außen ge-
schützt werden.

Diese Rechtslage ist verfas-
sungswidrig, so nun die Karlsru-
her Entscheidung, weil sie das El-
ternrecht des leiblichen Vaters 
unverhältnismäßig stark ein-
schränke. Es sei nicht angemes-
sen, wenn ein leiblicher Vater, der 
sich aktiv um die Vater rolle be-
müht und sich zeitweise bereits 
um das Kind gekümmert hat, gar 
keine Chance hat, rechtlicher Va-
ter zu werden.

Das Bundesverfassungsgericht 
hatte bisher die Auffassung ver-

treten, dass drei Elternteile mit 
dem Grundgesetz nicht vereinbar 
seien. Diese Vorgabe hat das Ge-
richt nun jedoch ausdrücklich zu-
rückgenommen. Der Bundestag 
muss diese Möglichkeit jedoch 
nicht zulassen. Justizminister 
Marco Buschmann (FDP) hat 
schon signalisiert, dass er die Idee 
nicht aufgreifen will. Die von ihm 
im Januar vorgelegten Eckpunk-
te zum Abstammungsrecht bein-
halten jedoch bessere Klagemög-
lichkeiten für leibliche Väter. Das 
letzte Wort hätte dann das jewei-
lige Familiengericht.

 Christian Rath

Verfassungsgericht stärkt leibliche Väter
Recht Ein Kind zu zeugen, bedeutet bisher nicht automatisch, dessen rechtlicher Vater sein zu dürfen.
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